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Mitteilung der EG-Kommission über die Aussichten der Wirtschafts- 
und Währungsunion 

- Drucksache 8/1 258 - 

Mitteilung der EG-Kommission über eine 
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- Drucksache 8/1132 - 

Mitteiiung der EG-Kommission an den Rat 

betr. das wirtschafts- und währungspoiitische Aktionsprogramm 1978 

- Drucksache 8/1619 - 


A. Problem 

Die Beschlüsse der Jahre 1971 und 1972 zur Wirtschafts- und 
Währungsunion gingen davon aus, daß die Gemeinschaft mit 
Beginn des Jahres 1974 auf Grund neuer Entscheidungen in die 
zweite Stufe des Entwicklungsprozesses zur Errichtung der 
Wirtschafts- und Währungsunion eintreten würde. Die Mit- 
gliedstaaten konnten sich seither aber auf keine neuen Be- 
schlüsse einigen. Der Entwicklungsprozeß stagniert seither oder 
dürfte sogar schon umgekehrt worden sein. 


B. Lösung 

Die drei Vorlagen der Kommission sollen dazu dienen, den 
Integrationsprozeß der Gemeinschaft wieder in Gang zu setzen. 


C. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag betont die Notwendigkeit, den Zusammenhalt in der 
Gemeinschaft zu stärken. Die Wirtschafts- und Währungsunion muß unver- 
ändert wichtiges Ziel der deutschen Politik in der Gemeinschaft bleiben. Der 
Bundestag begrüßt deshalb den Vorstoß der Kommission. 

Das „Aktionsprogramm 1978" enthält viele Bereiche (Koordinierung der Wirt- 
schafts- und Währungspolitik, Vervollständigung des Binnenmarktes, Wechsel- 
kursverbund), die ohnehin weiter entwickelt werden und an denen aus deut- 
scher Sicht starkes Interesse besteht. Vorteilhaft ist, daß es eine Gesamtschau 
sämtlicher finanzieller Vorhaben und Aktivitäten auf Gemeinschaftsebene 
bietet. 

2. Die Bundesregierung sollte sich bei ihrer weiteren Europapolitik von folgender 
Erkenntnis leiten lassen: 

— die Koordinierung nationaler Politiken allein führt nicht zu gemeinsamen 
Entscheidungen. 

— Auch eine zentrale Währungsbehörde kann Fortschritte in Richtung auf 
eine Wirtschafts- und Währungsunion nur bewirken, wenn sie durch ge- 
meinsame politische Gremien fundiert wird. 

— die Wirtschafts- und Währungsunion kann nur durch zentrale gemein- 
schaftliche, politisch verantwortliche und demokratisch limitierte Organe 
verwirklicht werden, die über genügend Kompetenzen in allen gesamt- 
wirtschaftlich relevanten Bereichen verfügen. 

3. Solange die politischen und institutionellen Voraussetzungen für die Wirt- 
schafts- und Währungsunion nicht geschaffen sind, sollten auch nach Auffas- 
sung des Bundestages die Koordinierungsbemühungen verstärkt werden, um 
im Rahmen des Möglichen wenigstens eine engere wirtschaftspolitische Ko- 
operation zwischen den Mitgliedstaaten herbeizuführen. Die Vorlage der 
EG-Kommission zur Koordinierung der einzelstaatlichen Wirtschaftspolitik ent- 
hält einige Anregungen, die unterstützt werden sollten. 

Der Vorschlag, Orientierungsdaten für jährliche Haushaltssalden aufzustellen, 
erscheint nützlich; desgleichen die Anregung, die jährlichen Haushaltssalden 
in den Rahmen der mittelfristigen Politik zu stellen. Auch die Aufstellung 
quantifizierter Geldmengenziele wird unterstützt. Allerdings sollte die Zustän- 
digkeit für die Quantfizierung solange bei den nationalen Behörden liegen, 
bis ein gemeinschaftliches europäisches Zentralbanksystem unter Wahrung der 
Eigenverantwortlichkeit entscheiden kann. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Bemühungen der Kommission, der Konver- 
genzentscheidung vom 18. Februar 1974 erneut stärker Geltung zu verschaffen. 
Er plädiert im Rahmen der Koordinierungsinitiative ferner dafür, die Stabilitäts- 
richtlinie vom 18. Februar 1974 und den Ratsbeschluß über die Verstärkung der 
Zusammenarbeit der Zentralbanken vom 22. März 1971 zunehmend in politisches 
Handeln umzusetzen. 

Im Kern muß es bei einer Verbesserung der Koordinierung um folgendes gehen: 

— offene und frühzeitige Information und Diskussion über interne Prognosen 
und Projektionen; 

— frühzeitiges Ausloten der vorgesehenen wirtschaftspolitischen Aktivitäten 
kurz- und mittelfristiger Art; 

— Prüfung der Vereinbarkeit nationaler Maßnahmen mit den nationalen und den 
gemeinschaftlichen Orientierungen ; 

— Kontrolle des Erreichten, Analyse der Abweichungen, Aufzeigen der Gründe; 

— Folgerungen für eine Verbesserung der Zusammenarbeit. 

Bonn, den 12. April 1978 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Barzel Dr. Narjes Dr. Schachtsdiahel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Narjes und Dr. Schachtschabei 


Die Mitteilung über die Aussichten der Wirtschafts- 
und Währungsunion — Drucksache 8/1258 — und die 
Mitteilung über eine „bessere Koordinierung der 
einzelstaatlichen Wirtschaftspolitik" — Drucksache 
8/1132 — sind durch Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 14. Dezember bzw. 
11. November 1977 an den Ausschuß für Wirtschaft 
federführend und an den Finanzausschuß sowie an 
den Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen 
worden. Das Aktionsprogramm 1978 ist dem Wirt- 
schaftsausschuß federführend sowie zur Mitberatung 
dem Finanzausschuß, dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung und dem Haushaltsausschuß überwie- 
sen worden. 

Mit der Mitteilung über die Aussichten der Wirt- 
schafts- und Währungsunion will die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften die Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion vorantreiben. 
Es wird ein jährlich fortzuschreibendes Fünfjahres- 
programm vorgeschlagen, durch welches die Voraus- 
setzungen für den späteren Ausbau der Wirtschafts- 
und Währungsunion geschaffen werden sollen. Für 
die nächsten fünf Jahre wird die Konzentration auf 
die Konvergenz der Volkswirtschaften der Mitglied- 
staaten, die Vollendung des einheitlichen Marktes 
und die Entwicklung von Politiken zur Behebung der 
Struktur- und sozialpolitischen Probleme der Ge- 
meinschaft angestrebt. Sie sind Gegenstand des in 
der Vorlage sogenannten Aktionsprogramms. Die 
Kommission vertraut darauf, durch beharrliche An- 
näherung in den genannten drei Bereichen die Vor- 
aussetzungen für die spätere Errichtung einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion zu schaffen. 

Die Mitteilung der Kommission über eine „bessere 
Koordinierung der einzelstaatlichen Wirtschaftspoli- 
tik" — Drucksache 8/1132 — ist inhaltlich als Teil 
des Berichts über die Aussichten der Wirtschafts- 
und Währungsunion — Drucksache 8/1258 — zu 
sehen. Sie setzt sich zusammen aus dem Entwurf für 
einen Ratsbeschluß über die Verstärkung der Koor- 
dinierung der Wirtschaftspolitik sowie aus der Be- 
gründung für diesen vorgeschlagenen Beschluß. 
Sachlich knüpft die Mitteilung in Drucksache 8/1132 
an die „Entscheidung des Rates über die Verwirk- 
lichung eines hohen Grades an Konvergenz der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft" vom 18. Februar 1974 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 63 vom 5. März 1974, 
Seite 16) an. Ausgangspunkt im übrigen ist die Über- 
zeugung, daß sich ein höheres Wachstum ohne neue 
Inflationsstöße nur erreichen lasse, wenn die Nach- 
frageentwicklung durch besseren Einsatz des wirt- 
schaftspolitischen Instrumentariums vollständiger in 
den Griff zu bekommen sei. Hierzu schlägt die Kom- 
mission vor, daß der Rat der EG eine ständige Kon- 
sultation zur Koordinierung der nationalen Wirt- 
schafts- und Finanzpolitiken beschließt, um die 


jeweils erforderliche rechtzeitige Änderung dieser 
Politiken und die Überprüfung der großen Leitlinien 
auf Gemeinschaftsebene zu erleichtern. 

Die Kommission strebt mit der Mitteilung in Druck- 
sache 8/1132 an, daß der Rat der EG noch vor dem 
1. April 1978 über die Einzelheiten dieses Instrumen- 
tariums beschließt. Er solle sich verpflichten, quanti- 
tative Ziele für die Geldpolitik festzulegen und 
Orientierungsdaten für 1978 geben. Schließlich solle 
der Rat für eine engere Kontrolle bei der Anwen- 
dung der wirtschaftspolitischen Leitlinien sorgen. 
Der Ausführung dieser Ziele und zugleich der Aus- 
führung für 1978 zu dem in der Mitteilung über die 
Aussichten der Wirtschafts- und Währungsunion 

— Drucksache 8/1258 — enthaltenen fünfjährigen 
Aktionsprogramm soll das Aktionsprogramm 1978 

— Drucksache 8/1619 — dienen. Es enthält eine Auf- 
listung sämtlicher laufenden und geplanten Vor- 
haben der Kommission. 

Der Haushaltsausschuß hat in seinen Stellungnah- 
men vom 22. Februar 1978 die beiden ersten Mittei- 
lungen als Initiativen der Kommission zur Wieder- 
belebung der Wirtschafts- und Währungsunion be- 
grüßt. In Übereinstimmung mit der Stellungnahme 
des Finanzausschusses vom 18. Januar 1978 betont 
er jedoch hinsichtlich der Mitteilung über die Aus- 
sichten der Wirtschafts- und Währungsunion (Druck- 
sache 8/1258), diese hebe auffallend stark auf einen 
verstärkten Ressourcentransfer zugunsten der wirt- 
schaftlich schwächeren Länder ab. Dem sollte nach 
Ansicht beider mitberatender Ausschüsse nur zuge- 
stimmt werden, wenn damit weitere Integrations- 
fortschritte verbunden seien. Der Ressourcentransfer 
müßte außerdem durch konkrete materielle Politi- 
ken im Einzelfall begründet sein. Die Vorschläge in 
der Koordinierungs-Mitteilung (Drucksache 8/1132) 
würden nach Ansicht des Haushaltsausschusses Be- 
reiche erfassen, die nicht in der Zuständigkeit des 
Bundes liegen. Der Haushaltsausschuß hält es für 
wünschenswert, wenn in allen Mitgliedstaaten quan- 
titative Orientierungsdaten für die Geldpolitik fest- 
gelegt und auf Gemeinschaftsebene abgestimmt 
würden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Koordinierungs- 
Mitteilung (Drucksache 8/1132) am 22. Februar, am 
15. März und am 12. April, die Mitteilung über die 
Aussichten der Wirtschafts- und Währungsunion 
(Drucksache 8/1258) und das „Aktionsprogramm 
1978" (Drucksache 8/1619) am 15. März und 12. April 
1978 beraten. 

Der Ausschuß für Wirtschaft sieht in den Vorlagen 
den Versuch der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften, einen grundsätzlichen neuen Anstoß 
zur Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion 
zu geben. Der Ausschuß begrüßt diese Initiative und 
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würdigt sie als realistischen und pragmatischen An- 
satz für einen erneuten Anlauf in der europäischen 
Integration. 

Im einzelnen ist sich der Ausschuß darüber im kla- 
ren, daß die gegenwärtigen Kommissionsverlagen 
den währungspolitischen Aspekt ganz besonders be- 
tonen. Demgegenüber ist nach Ansicht des Aus- 
schusses für Wirtschaft der Werner-Plan seinerzeit 
mit Recht von der Parallelität der Währungspolitik 
mit der Wirtschaftspolitik ausgegangen. Das bedeu- 
tete Parallelität der wirtschaftspolitischen Konver- 
genz mit der währungspolitischen Bindung; sodann 
Parallelität der währungspolitischen Bindung mit der 
wirtschaftspolitischen Kompetenzübertragung auf die 
Gemeinschaft; und schließlich Parallelität der Kom- 
petenzübertragung mit dem Ausbau neuer Gemein- 
schaftsorgane, Der Ausschuß für Wirtschaft ist sich 
darin einig, daß diese Parallelität der Ziele auch 
künftig Richtschnur für die Bemühungen um die 
Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion 
sein muß. In diesem Sinne teilt der Ausschuß für 
Wirtschaft die Ansicht des Haushaltsausschusses und 
des Finanzausschusses, daß ein verstärkter Ressour- 
centransfer an weitere Integrationsfortschritte ge- 
bunden sein muß. An dieser Parallelität hat es in 
der Vergangenheit gefehlt. Auf Drängen einiger Mit- 
gliedsländer ist die Gemeinschaft den Theorien der 
sogenannten Monetaristen gefolgt, die währungs- 
politischen Maßnahmen der Gemeinschaft den Vor- 
rang vor einer gemeinsamen Wirtschaftspolitik ge- 
geben haben. Ohne gemeinsame Wirtschaftspolitik 
ist auf Dauer aber eine gemeinsame Währungspoli- 
tik nicht durchführbar. Auf diese Konsequenz hat 
die Bundesregierung mit Recht immer wieder hin- 
gewiesen. Der Verfall des europäischen Währungs- 
verbundes bestätigt die Richtigkeit dieser Erkennt- 
nis. Der Ausschuß für Wirtschaft fordert die Bun- 
desregierung daher auf, diese Gleichzeitigkeit wäh- 
rungspolitischer und allgemein wirtschaftspolitischer 
Integration, einschließlich der Schaffung gemein- 
schaftlicher Entscheidungsstrukturen, weiter konse- 
quent im Auge zu behalten. 

Allerdings ist sich auch der Ausschuß für Wirtschaft 
der Schwierigkeiten bewußt, die dem Ziel entgegen- 
stehen, eine gemeinschaftliche Wirtschaftspolitik und 


in ihrer Folge auch eine gemeinsame Währungs- 
politik zu schaffen. Diese Schwierigkeiten finden 
ihren Ausdruck unter anderem darin, daß selbst in- 
nerhalb der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften unterschiedliche Meinungen über den ein- 
zuschlagenden Weg bestehen. So hat Kommissions- 
präsident Jenkins zunächst noch die Position eines 
großen Sprungs eingenommen. Vizepräsident Ortoli 
hat demgegenüber die Politik kontinuierlicher klei- 
ner Schritte befürwortet. Die jetzigen Vorlagen der 
Kommission stellen einen Kompromiß zwischen bei- 
den Ansätzen dar. 

Der Ausschuß für Wirtschaft begrüßt die Kom- 
missionsverlagen vor allem deshalb, weil sie die 
Chance einer Annäherung der Wirtschaftspolitiken 
der Mitgliedstaaten bieten, wie sie bereits mit der 
Konvergenzentscheidung vom 18. Februar 1974 an- 
gestrebt worden war. Das intensive Bemühen um 
die Angleichung der nationalen Wirtschaftspolitiken 
gehört als konstruktives Element genauso zu einer 
Integrationspolitik, wie das Beharren auf der Par- 
allelität von währungspolitischen und wirtschafts- 
politischen Fortschritten. Nur die Angleichung der 
nationalen Wirtschaftspolitiken kann die Grundlage 
für den nachfolgenden weiteren Schritt zu einer ge- 
meinschaftlichen Wirtschaftspolitik bilden. Das Be- 
mühen um die Angleichung der nationalen Wirt- 
schaftspolitiken muß nach Ansicht des Ausschusses 
für Wirtschaft gegenüber dem bisherigen Verhalten 
der Mitgliedstaaten ganz erheblich intensiviert wer- 
den, wenn die Staaten es mit der europäischen Inte- 
gration ernst meinen. Hier ist auch gerade die Bun- 
desregierung aufgefordert. Nach Ansicht des Aus- 
schusses für Wirtschaft bestehen gegenwärtig gute 
Chancen für eine solche Angleichung. Entscheidend 
bleibt die politische Bereitschaft. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitten wir 
das Hohe Haus, von den Mitteilungen der Kommis- 
sion über die Aussichten der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion sowie über eine bessere Koordinierung 
der einzelstaatlichen Wirtschaftspolitik sowie vom 
Aktionsprogramm 1978 der EG-Kommission im Sinne 
der Beschlußempfehlung Kenntnis zu nehmen und 
die Bundesregierung zu einer intensivierten Integra- 
tionspolitik im Sinne dieses Berichts aufzufordern. 


Bonn, den 12. April 1978 


Dr. Narjes Dr. Schachtschabei 

Berichterstatter 
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